Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4022 


Versammlung der Westeuropäischen Union 
Deutsche Delegation 


Bericht 

über die Tagung der Versammlung der Westeuropäischen Union 
am 20. und 21. Februar 1969 in Paris 


Zu einer zweitägigen Sitzung am 20. und 21. Fe- ; 
bruar 1969 wurde die Versammlung der Westeuro- | 
paischen Union nach Paris einberufen. Ursprünglich | 
waren drei Tagesordnungspunkte vorgesehen; die i 
Lage im Mitteimeer, die europäische Sicherheit nach | 
der russischen Invasion in der Tschechoslowakei 1 
und die politischen Kräfte der WEU-Staaten in ihrer . 
Haltung zur Europapolitik. Die Krise in der WEU j 
nach den Ministerratssitziingen in London und : 
Luxemburg veranlaßte eine Dringlichkeitsdebatte, 
die dann der Sitzung ihre besondere Note gab. 

In der Diskussion über die im Namen des Aus- , 
Schusses für Verteidigungs- und Rüstungsfragen vor- 
geiegten Berichte waren sich alle Redner einig, daß 
die Anwesenheit der sowjetischen Flotte im Mittel- 
mcer und der sowjetischen Truppen in der Tscheche- | 
Slowakei die militärische Lage Westeuropas so ent- i 
scheidend verändert habe, daß auch die NATO dar- ! 
aus die entsprechenden Konsequenzen ziehen müsse. ; 

Diese Meinung vertrat auch Abg. Lenze (Atten- 
dorn) (CDU/CSU), der hervorhob, daß die NATO 
und die USA in Europa jederzeit präsent bleiben 
und die nationalen Streitkräfte der europäischen 
Staaten entsprechend verstärkt werden müßten. Es 
sei riskant, sich im Ernstfall auf die Heranführung 
neuer Truppen aus den USA zu verlassen. NATO- 
Manöver auf dieser Seite des Eisernen Vorhangs 
seien keine gefährlichere Provokation als die Manö- 
ver der Warschauer- Pakt-Truppen auf der anderen 
Seite. Die an sich wünschenswerte Verbesserung 
der internationalen Atmosphäre bleibe solange pro- 
blematisch wie die ideologische und machtpolitische 
Zielsetzung Sowjetrußlands sich nicht ändere. Die 
Lage im Nahen Osten, gewisse Vorgänge in der 
Türkei und Griechenland dürften auch nicht über- 
sehen werden. Eine effektivere und billigere Ver- 
teidigung sei dadurch zu erreichen, daß sich West- 
europa zu einer bundesstaatlichen Ordnung, gemein- 


samen Währung, gemeinsamen Wirtschaft, gemein- 
samen Forschung, Entwicklung und Produktion bald 
entschließe. 

Abg. Draeger (CDU/CSU) ging davon aus, daß 
die Sowjets ihre Basen in der Tschechoslowakei 
wahrscheinlich für lange Zeit nicht räumen würden, 
daß heiße aber, daß die Vorwarnzeit erheblich kür- 
zer angesetzt werden müsse als das bis jetzt der 
Fall gewesen sei, was wiederum eine gründliche 
Überprüfung der Verteidigungssituation Europas er- 
forderlich mache. Der Redner ging dann auf die 
Frage der gemeinsamen Waffenproduktion, der die 
gemeinsame Forschung und Entwicklung voraus- 
gehen müsse, in Europa ein; sie würde nicht nur zu 
einer erheblichen Kostenersparnis führen, sondern 
hätte auch ungeheure militärische Vorteile; im War- 
schauer Pakt habe man das seit langem eingesehen. 

Ais Berichterstatter des Politischen Ausschusses 
begrüßte Abg. Kahn- Ackermann (SPD) die als Dring- 
lichkeitsantrag von den Vorsitzenden der drei Frak- 
tionen eingebrachte Entschließung, in der die im 
Ministerrat der WEU ausgebrochene Krise bedauert 
und die französische Regierung gebeten wurde, wie- 
der an den regelmäßigen Konsultationen teilzuneh- 
men. Der Berichterstatter sagte, ein Streit über die 
Verfahrensfrage dürfe nicht die ganze Organisation 
aufs Spiel setzen, und niemand habe im Ausschuß 
daran gedacht, in der Aufforderung an die franzö- 
sische Regierung zur Rückkehr in den Ministerrat 
eine Diskriminierung zu sehen. In seinem eigenen 
Namen sprechend, hob der Redner hervor, daß es in 
dieser Krise sicher nicht nur um Verfahrens-, son- 
dern um politische Fragen gehe, daß es sich nicht 
nur um eine englisch-französische Diskussion, son- 
dern auch um die elementaren Interessen der ande- 
ren Bündnispartner handele. In der WEU habe cs 
lange schon Krisenerscheinungen gegeben, und nun 
gehe es darum, sie wirklich funktionsfähig zu 
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machen. Er forderte zu einer Fortsetzung und Ver- 
stärkung der politischen Zusammenarbeit und zu 
einer Überprüfung der französischen Politik auf. 

Abg. Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) war der 
Meinung, daß die Krise zu sehr dramatisiert worden 
sei und daß man zu den richtigen Maßstäben zurück- 
finden müsse; er glaube nicht, daß einer der sieben 
Staaten die Existenz der WEU gefährden wolle; der 
WEU-Vertrag enthalte eine automatische Beistands- 
klausel, die sehr wichtig sei und sehe außerdem die 
Rüstungskontrolle vor, die gerade jetzt mehr und 
mehr von Bedeutung werde; niemand könne über 
die gegenwärtige Lage Freude empfinden, die nur 
den russischen Imperialismus ermutige. 

Abg. Dr. Rutschke (FDP) warnte davor, aus natio- 
nalen Eigeninteressen den Fortschritt in Europa zu 
verhindern, wie es der französische Staatschef tue; 
nur ein einiges Europa könne noch eine Rolle in der 
Weltpolitik spielen. Ihm erscheine es zweifelhaft, ob 
der europäischen Sache gedient sei, wenn man stän- 
dig nachgebe und nicht den Mut zum Handeln und 
zu harten Entscheidungen aufbringe. Einem direkt 
gewählten europäischen Parlament, das die Regie- 
rungen zu Taten zwingen könne, werde es am ersten 
gelingen, moderne Ideen, wie sie von der Jugend 
unserer Völker gefordert werden, durchzusetzen. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) bezeichnete die 
vom Ausschuß vorgelegte Entschließung als ein 
Dokument einer nüchternen und klaren Selbstbe- 
herrschung, das eine Escalierung der bestehenden 
Krise verhindern und die Existenz der WEU, der er 
erhebliche Entwicklungschancen zu billige, nicht 
aufs Spiel setzen wolle; man hätte sehr viel Kon- 
kreteres und Wesentlicheres dazu sagen können. 
Die Gefahr, daß Europa wieder in seine Teile zer- 
falle, sei vorhanden, um so wichtiger sei es, das 
gegenseitige Mißtrauen und gegenseitige Ressenti- 
ments abzubauen. Der Redner appellierte an die 
französischen Kollegen, die Diktatur des Vetos, die 
jeden europäischen Fortschritt hemme, aufzugeben 
und das Instrumentarium für die politische Einigung 
Europas, das gerade die WEU biete, auszunutzen. 


Er begrüße es, daß die Versammlung genug Mut ge- 
zeigt habe, um auch kontroverse Meinungen auszu- 
tragen. 

Abg. Kahn-Ackermann (SPD) war auch Bericht- 
erstatter für den im Politischen Ausschuß seit lan- 
gem vorbereiteten und diskutierten umfangreichen 
Bericht über die politischen Kräfte in den WEU- 
Staaten und ihre Einstellung zur politischen und 
wirtschaftlichen Integration Europas. Als Ergebnis 
der Untersuchung glaube er feststellen zu können, 
daß zwar zahlreiche Gruppen und Parteien in allen 
Ländern zum Gesamtproblem der Einigung positiv 
eingestellt seien, in den Detailfragen aber bei ihnen 
erhebliche Meinungsunterschiede bestünden. Die 
Mitglieder der europäischen Versammlungen seien 
überwiegend überzeugte Europäer, aber in den 
nationalen Parlamenten gebe es nicht wenige kriti- 
sche Stimmen; aus diesem Grunde und wegen der 
rein beratenden Funktion der europäischen Ver- 
sammlung fehle ihren Debatten oft die reale Basis; 
deshalb sei ein europäisches Parlament mit echten 
Kompetenzen ein vordringliches Anliegen; ebenso 
wichtig sei es, innerhalb des Bündnisses ein Krisen- 
management zu schaffen, das in Augenblicken der 
Gefahr sofort und nachdrücklich funktioniere. Die 
Europa-Vorstellungen der gaullistischen Mehrheit in 
Frankreich würden von den anderen Parlamenta- 
riern nicht geteilt, auch in den politischen Vorstel- 
lungen der aktiven jungen Generation finde man 
wenig von den eigenen Ideen; in allen Staaten gebe 
es erhebliche Widersprüche zwischen dem, was die 
politischen Kräfte wollen und dem, was die Regie- 
rungen tun, deshalb sei zu prüfen, ob die bestehen- 
den Verträge und Gremien noch ausreichen, um mit 
den gegenwärtigen Schwierigkeiten fertig zu wer- 
den. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) begrüßte die klugen 
Analysen und kühnen Vorschläge des Berichts und 
der Empfehlung des Politischen Ausschusses und 
forderte dazu auf, nicht nur die bestehenden Ver- 
träge zu überprüfen, sondern jedes Vertragsmodell 
in die Überlegungen einzubeziehen, die auf eine 
effektivere Organisation Europas abzielen. 
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